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BRANDENBURG 


Schwere Vorwürfe 
sesen das Schulamt 


Personal Lehrer-Quereinsteiger halten / 
dem Land Brandenburg vor, sie bei der 
Stellenvergabe an der Nase herumzuführen 
Das Bildungsministerium in Potsdam räumt 


bedauerliche Fehler ein. Von Mathias Hausding 


m Kampf gegen den Lehrer- 
mangel in Brandenburg sind 
Seiteneinsteiger unverzicht- 
bar. Doch auch geeignete 
Quereinsteiger sind zunehmend 
rar. Greift das Land zu unlauteren 
Tricks, um Personal für unattrak- 
tive Schulen zu gewinnen? Die- 
sen Vorwurf erheben zwei Lehr- 
kräfte. Hier ist ihre Geschichte. 
Der eine Mann ist Thomas 
Greske. „Sie können meinen rich- 
tigen Namen schreiben. Als Skat- 
Meister bin ich sowieso im Inter- 
net zu finden“, sagt er. Der ande- 
re Lehrer hat Brandenburg, tief 
frustriert vom Umgang des Schul- 
amts Cottbus mit ihm, wieder den 
Rücken zugekehrt. Er arbeitet 
jetzt im Schuldienst eines ande- 
ren Bundeslands und möchte 
nicht, dass sein Name in diesem 
Text auftaucht. Er soll deshalb 
hier Fabian Berger heißen. 
Beide Männer haben zahlrei- 
che Mails und Schriftstücke vor- 
gelegt, unter anderem die Stellen- 
anzeige, auf die sie sich bewor- 
ben haben und mit der alles an- 
fing. Gesucht wurden Lehrer für 
Mathematik beziehungsweise Ge- 
schichte am Gymnasium in Forst 
(Spree-Neiße). Beide Bewerber 
erhielten eine Zusage. Am l. Fe- 
bruar 2022 sollte es losgehen. Ein- 
satzort: Gymnasium Forst. 


Extra Umzug aus Bonn 


In den Wochen davor fragten sie 
telefonisch und per Mail bei der 
Schule immer mal nach, wann es 
denn genauere Informationen für 
ihren Start gibt - und wurden ver- 
tröstet. Vor allem Fabian Berger 
wollte es genau wissen. Ein knap- 
pes Jahr zuvor hatte er nämlich 
schon einmal eine Zusage des 
Schulamts Cottbus für eine Leh- 
rer-Stelle erhalten, bis sich he- 
rausstellte, dass es diese Stelle 
doch nicht gab. Alles in Ordnung, 
er müsse sich keine Sorgen ma- 
chen, teilte man ihm nun aus 
Forst mit. 

Also zog Fabian Berger von 
Bonn in Nordrhein-Westfalen 


nach Forst in die Lausitz, suchte 
sich eine Wohnung, was natürlich 
mit Kosten verbunden war. Als 
beide Männer im Gymnasium 
Forst schließlich zum Dienst an- 
traten, teilte ihnen die Schullei- 
tung mit, dass es für sie an dem 
Gymnasium keine freien Stellen 
gibt. 

Sie waren guter Hoffnung, dass 
sich die Sache noch klärt. Zu- 
nächst standen für sie sowieso 
Unterrichts-Hospitationen an, die 
sie an der Schule wahrnahmen. 
Drei Wochen nach dem Start er- 
klärte ihnen aber das Schulamt, 
dass für sie andere Einsatzorte ge- 
funden werden müssten, weil es 
an dem Forster Gymnasium kei- 
ne freien Stellen gebe. 

Berger soll also wieder umzie- 
hen, was er aus Kostengründen 
ablehnt. Nach einigem Hin und 
Her blieb ihm nur die Option, an 
eine Oberschule in Döbern zu ge- 
hen. Für Thomas Greske wurde 
es eine Gesamtschule in Cottbus. 
Wohlgemerkt, Bewerbung und 
Zusage galten für ein Gymnasi- 
um. „Die Atmosphäre und 
der Anspruch an der Ober- 
schule waren problema- # 
tisch und entsprachen in = 
keiner Weise meinen Er- Ä, 
wartungen, die mit der h, 
Stelle am Gymnasium 
verbunden waren“, sagt 
Fabian Berger. 


8830 ausreisepflichtige Ausländer 


Potsdam. In Brandenburg haben 
Ende des vergangenen Jahres 
rund 8830 ausreisepflichtige Aus- 
länder gelebt, knapp 1900 weni- 
ger als ein Jahr zuvor. Von ihnen 
waren nach vorläufigen Zahlen 
etwa 4430 vollziehbar ausreise- 
pflichtig, wie Innenminister Mi- 
chael Stübgen (CDU) auf eine 
mündliche Anfrage aus der AfD- 
Landtagsfraktion mitteilte. Die 
Meldungen der Ausländerbehör- 
den waren demnach noch unvoll- 
ständig. 

Ende 2022 hatten 4550 Menschen 
den Status vollziehbar ausreise- 
pflichtig, ihre Asylanträge waren 
endgültig abgelehnt worden. Für 


die meisten Flüchtlinge lag eine 
letztinstanzliche Gerichtsent- 
scheidung für die Abschiebung 
vor. 

Laut Ministerium verfügten 
Ende 2023 fast 7000 Geflüchtete 
über den Status geduldet. Bei ih- 
nen besteht die Ausreisepflicht 
grundsätzlich weiter, sie ist ledig- 
lich ausgesetzt, etwa, wenn kein 
Ausreisedokument vorliegt, es 
keine direkte Flugverbindung in 
das Heimatland gibt oder bei 
Krankheit. Zu den Ausreisepflich- 
tigen gehören auch Ausländer, die 
keinen Asylantrag gestellt haben, 
wie etwa Straftäter, deren Aus- 
weisung verfügt worden ist. dpa 


- 
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Für beide Männer drängt sich 
ein Verdacht auf: Schreibt das 
staatliche Schulamt systematisch 
Stellen aus, die es nicht gibt, um 
Seiteneinsteiger anzulocken und 
sie dann an andere, weniger at- 
traktive Schulen zu versetzen? Fa- 
bian Berger richtete diesen Vor- 
wurf der „Bauernfängerei“ per 
Mail direkt an das Schulamt. Das 
Bildungsministerium weist ihn 
zurück. „Als im Februar 2022 in 
Forst mehr Lehrkräfte eingestellt 
wurden, als Stellen an der Schu- 


n Die Stellen 

am Gymnasium, 
die ausgeschrieben 
waren, gab es 
plötzlich nicht mehr. 


Lehrer-Seitenein- 
steiger Thomas 
Greske, Skat-Meister 
und studierter Ma- 
schinenbauer, muss- 
te Brandenburg ge- 
gen seinen Willen 
verlassen und unter- 
richtet jetzt in Berlin. 
Foto: Thomas Greske 


le zur Verfügung standen, war das 
ein Fehler in der Disposition“, 
sagt Ministeriumssprecherin Ul- 
rike Grönefeld dieser Zeitung. 
„Das ist bedauerlich für die Be- 
werber, die es betroffen hat, aber 
selbstverständlich kein systema- 
tisches Handeln.“ 

Zumindest erscheint das Han- 
deln fragwürdig und unprofessio- 
nell. Und auch der Fortgang der 
Sache wirft kein gutes Licht auf 
Verantwortliche im Schulamt. 
Die beiden Lehrkräfte wollten 
sich an ihren Schulen durchbei- 
ßen. Aber Frust gegenüber dem 
Schulamt war da. Und so konnte 
es sich Thomas Greske nicht ver- 
kneifen, das Amt auf einen wei- 
teren kapitalen Fehler aufmerk- 
sam zu machen, den es sich ge- 
leistet hatte. „Heute weiß ich na- 
türlich: Dass ich das gemacht 
habe, war ein Fehler von mir“, er- 
zählt er. 

Das Schulamt hatte es ver- 
säumt, die befristeten Arbeitsver- 
träge rechtzeitig zum Dienstan- 
tritt von den Lehrern unterschrei- 
ben zu lassen. Damit waren die 
Verträge unbefristet. Greske hat- 
te ein dementsprechendes Urteil 
des Landesarbeitsgerichts gefun- 
den. Im Jahre 2004 ist das Schul- 
amt Cottbus demnach mit genau 
diesem Fehler schon mal juris- 
tisch auf die Nase gefallen. Die 
Reaktion auf Greskes Hinweis: 
Kündigung innerhalb der Probe- 
zeit. Genauso erging es Fabian 
Berger. 

Für ihn kam der Rausschmiss 
völlig unerwartet nach nur weni- 
gen Unterrichtsstunden, für die 
er von seiner Mentorin Lob und 
kritisch-konstruktive Hinweise 
erhalten habe, wie er beteuert. 
Beide Männer sagen, dass sie un- 
ter ihrer Ausbootung seelisch 

sehr gelitten haben. Den 
Vorwurf, die Lehrer wegen 
des Fehlers mit der Ver- 
tragsunterschrift gekündigt 
zu haben, lässt das Bildungsmi- 
nisterium in seiner Stellungnah- 
me unkommentiert. 


—_ 


Und damit zum vorerst letzten 
unerfreulichen Kapitel in dieser 
Geschichte. Thomas Greske hat- 
te sich mit seinen Erlebnissen an 
diese Zeitung gewandt, nachdem 
er vom akuten Lehrermangel am 
Barnim-Gymnasium Bernau gele- 
sen hatte und der dortigen Bitte 
an Eltern, sich als Aushilfen an- 
zubieten. 

Wie es der Zufall will, hatte 
sich Greske dort nach seiner Kün- 
digung in Cottbus auf eine Stelle 
als Mathe- und Physiklehrer be- 
worben. Sein Treffen mit dem 
Schulleiter im Juli 2022 war ein 
voller Erfolg. Per Mail teilte der 
Direktor dem Bewerber mit, dass 
er nach dem „sehr positiv“ ver- 
laufenen Vorstellungsgespräch 
bereits in die Einsatzplanung für 
das neue Schuljahr 2022/23 ein- 
bezogen werde. „Das Schulamt 
übernimmt jetzt die weitere Be- 
arbeitung“, schrieb der Schullei- 
ter. 


Absage ohne Alternative 

Zwei Tage später kam die Absa- 
ge. Wegen einer „Umplanung“ sei 
der Einsatz des Bewerbers in Ber- 
nau nicht möglich. „Für Ihre be- 
rufliche Zukunft alles Gute!“, 
wird er per Mail verabschiedet. 
Also ohne Alternativ-Angebot, 
obwohl in Brandenburg massiv 
Lehrer fehlen. Thomas Greske 
kann es sich nur so erklären, dass 
das zuständige Schulamt Frank- 
furt (Oder) beim Amt in Cottbus 
angerufen hat und dieses ihn als 
Bewerber wegen der Vorge- 
schichte madig gemacht 
hat. 

Das Ministerium kommentiert 
auch diesen Vorwurf nicht. Dem 
Barnim-Gymnasium ging jeden- 
falls ein Mathe- und Physiklehrer 
durch die Lappen, auf den sich 
der Schulleiter schon gefreut hat- 
te. Thomas Greske unterrichtet 
inzwischen an einer freien Schu- 
le in Berlin. Er würde nach wie 
vor gern als Lehrer am Barnim- 
Gymnasium in Bernau arbeiten, 
betont er. 


Kommentar 

Sabine Rakitin 
zum Ausbau von 
Ganztagsschulen 


Form ist nicht 
gleich Inhalt 


n Brandenburg gibt es bis- 

lang 118 Grundschulen mit 

Ganztagsangebot. Aber 

auch weiterführende Schu- 
len bieten Kindern und Jugend- 
lichen Ganztagsbetreuung an. 
Insgesamt gilt etwa die Hälfte 
aller Brandenburger Schulen - 
ob öffentlich oder in freier Trä- 
gerschaft - als Ganztagsschule. 
Die Zahl erhöht sich, wenn man 
bedenkt, dass die Grundschulen 
in Brandenburg flächendeckend 
mit Horten kooperieren. Inso- 
fern dürfte die Erfüllung des 
Rechtsanspruchs auf Ganztags- 
betreuung für Grundschüler ab 
dem Schuljahr 2026/27 durch- 
aus erreichbar sein. Die 119 Mil- 
lionen Euro, die bis dahin in die 
Schulgebäude und deren Aus- 
stattung investiert werden kön- 
nen, sorgen für bessere Bedin- 
gungen. 

Doch damit ist es nicht getan. 
In einer guten Ganztagsschule 
werden Kinder und Jugendliche 
individuell gefördert, indem 
ihre unterschiedlichen Aus- 
gangslagen, Stärken und Interes- 
sen berücksichtigt werden. Der 
Unterricht und die außerunter- 
richtlichen Bildungsangebote 
sind eng miteinander verbun- 
den. Doch in den Schulen fehlen 
massenhaft Lehrer. Und Ehren- 
amtliche, die außerhalb des re- 
gulären Unterrichts für Ganz- 
tagsangebote gebraucht werden, 
sind bereits während der Coro- 
na-Zeit zuhauf abgesprungen. 
Sie zu ersetzen, ist eines der 
größten Probleme. 


Millionen 
für die Schule 


Förderung Brandenburg 
invistiert in Ausbau der 
Ganztagsbetreuung. 


Potsdam. Für den Ausbau der 
Ganztagsbetreuung an Branden- 
burger Schulen und Horten stellt 
der Bund öffentlichen und freien 
Trägern 83,3 Millionen Euro zur 
Verfügung. Förderfähig seien In- 
vestitionen für Neu- und Umbau 
oder Erweiterung von Gebäuden 
sowie der Erwerb von Grundstü- 
cken und Gebäuden, teilte das Bil- 
dungsministerium mit. Die Mit- 
tel können auch für die Ausstat- 
tung bewilligt werden. Mit dem 
Eigenanteil von Land, Kommunen 
und freien Trägern würden in 
Brandenburg rund 119 Millionen 
Euro investiert, hieß es. Bildungs- 
minister Steffen Freiberg (SPD) 
erklärte, der Rechtsanspruch der 
Eltern von Grundschülern auf 
Ganztagsbetreuung ab dem 
Schuljahr 2026/2027 solle in Bran- 
denburg mit bedarfsgerechten 
Angeboten erfüllt werden. epd 
Kommentar 


Ver.di legt Bus und Bahn in Brandenburg lahm - wie geht es weiter? 


Potsdam. Während Mütter und 
Väter, die ihre Kinder am Freitag 
zur Schule chauffieren mussten, 
in vielen Orten in Brandenburg 
Stress hatten, sagt Jens Gröger: 
„Ich bin zu 100 Prozent zufrie- 
den“. Er ist Verhandlungsführer 
der Gewerkschaft Ver.di in Bran- 
denburg. Und die hat 14 Unter- 
nehmen des ÖPNV für 24 Stun- 
den bestreikt. „Selbst in Betrie- 
ben, wo wir skeptisch waren, war 
die Beteiligung hoch“, sagt Grö- 
ger. Mal sei einer von 50 Bussen 
aus dem Depot gerollt, mal seien 
es zwei gewesen. 

Fahrer fordern die Abschaffung 
des „zuschlagsfreien Arbeitszeit- 


korridors“. Bislang gibt es, wenn 
sie in einer Woche bis zu 45 Stun- 
den arbeiten, keinen Zuschlag - 
obwohl 39 Stunden vertraglich 
vereinbart sind. „Das wird durch 
die Schichtplanung in anderen 
Wochen ausgeglichen“, hält Jens 
Schubert, Geschäftsführer des 
Kommunalen Arbeitgeberverban- 
des (KAV), dagegen. 

Eine weitere Forderung: 
Dienstteilung mit 15 Euro zu ver- 
güten. Diese Teilung spiele be- 
sonders in ländlichen Gebieten 
eine Rolle, wo nur der Schulbus 
verkehre, sagt Gröger. Wenn der 
Fahrer etwa morgens seine Run- 
den drehe, dann mehrere Stunden 


Pause habe und abends wieder 
antrete. 13 Studen darf die Ge- 
samtzeit maximal betragen. Bis- 
lang gibt es 2 Euro pro geteiltem 
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Auch die Mitarbeiter vom Cott- 
busverkehr waren zum Warn- 

streik aufgerufen. Foto: dpa 


Dienst. Der KAV will 5 Euro 
drauflegen. Dafür solle laut Grö- 
ger die maximale Schichtlänge 
auf 14 Stunden erhöht werden. 
Das ist einer der Gründe, warum 
der er das KAV-Angebot „Grusel- 
katalog“ nennt. „Wir reden hier 
auch über Sicherheit“, betont er. 

KAV-Chef Schubert bestreitet 
nicht, dass sich etwas tun müsse. 
Dennoch sei der Warnstreik nicht 
nachvollziehbar. „Wir hatten am 
1. Februar einen Verhandlungster- 
min, der ist von Ver.di abgesagt 
worden“, kritisiert er. Am 14. Fe- 
bruar gibt es einen weiteren Ter- 
min. Bis dahin werde nicht ge- 
streikt, versichert Gröger. mw 


